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Nichtaufnahme des Tagesordnungspunktes: „ Erhalt und Betrieb Freibad Werreanger“ Antrag der FWG- Fraktion vom 15. April 2010
Sehr geehrter Herr Liebrecht,
mit Befremden musste die FWG- Fraktion nach Erhalt der Ratspost feststellen, dass Sie trotz der Bestätigung unseres Anmahnungsschreibens vom 10. Mai 2010, welches Ihnen am selben Tage zugestellt worden ist,  es nicht für notwendig erachtet haben, unseren Antrag vom 15. April 2010 entsprechend der Vorschriften der GO und des § 4 der Lagenser Rats- und Geschäftsordnung in die Tagesordnung der Ratsitzung am 20. Mai 2010 aufzunehmen.

Wir sind nicht bereit, dieses rechtswidrige Verhalten hinzunehmen und stellen folgendes fest:

1. Der pünktliche Zugang des an den Bürgermeister der Stadt Lage adressierten Fraktionsantrages vom 15.04.2010, durch die Überreichung des Schriftstückes in der Sitzung des Bau- und Planungsausschusses und somit an die Verwaltung, kann durch die Aufnahme ins Protokoll nicht bestritten werden. Spätestens diese Dokumentation hätte im Falles des Abhandenkommens unseres Antrages, Nachforschungen auslösen und Sie zum Handeln veranlassen müssen. 

Zeugen, die die Überreichung des Antrages und den Vortrag von Herrn Bonk zum Freibad Werreanger bestätigen können, stehen selbstverständlich zur Verfügung, da sich das Ganze in einer öffentlichen Sitzung zugetragen hat, bei der auch die Presse anwesend war.
2. Selbst wenn Sie den ersten Antrag ignorieren und den Erhalt in Abrede stellen, ebenso die Dokumentation im Protokoll nicht als Arbeitsauftrag angesehen haben, so ist für Sie spätestens unser Erinnerungsschreiben vom 10. Mai 2010 als zweites Antragsschreiben, dass ebenso wie der Antrag selbst, den rechtlichen Anforderungen eines Fraktionsantrages  entspricht zu werten und abzuarbeiten. Der von Ihnen selbst bestätigte Zugang des Schreibens vom 10. Mai 2010 verpflichtet Sie gemäß § 48 Abs. 1 GO in Verbindung mit § 4 der Geschäftsordnung des Rates, unseren Vorschlag zur Tagesordnung aufzunehmen. Anhand der Daten, können Sie selbst feststellen, dass  der Zugang am 10. Mai 2010 der Tagesordnungsgestaltung entspricht. 
3. Da die Öffentlichkeit bei einem Antrag zur Aufnahme in die Tagesordnung, während der Sitzung nicht im ausreichenden Maße informiert wäre und  „Ihre Mehrheitsfraktionen“ dann über die Aufnahme entscheiden würde, sehen wir darin verständlicherweise nicht den idealen Weg. Wir sehen vielmehr eine rechtliche Entscheidung oder Zusicherung unsers Anspruches bei Ihren Verhaltensweisen als unverzichtbar an. 

4. Eine Aussage des Rates der Stadt Lage zum Zentralbad Werreanger ist gerade zum jetzigen Zeitpunkt  wichtig und darf nicht verschoben werden. Die Bevölkerung hat ein Anrecht darauf, mindestens die Grundhaltung der einzelnen Fraktionen im Rahmen einer öffentlichen Sitzung erläutert zu bekommen.
Aus unserer Sicht kann es nur eine dauerhafte Sicherung des Werreanger Freibades geben, die Frage OB stellt sich für uns nicht. Es geht ausschließlich um das WIE und da haben wir bereits einiges an Möglichkeiten aufgezeigt, zu denen Sie allerdings bislang alle Antworten schuldig geblieben sind.

Unsere Sorge, dass nicht alle Möglichkeiten ausgeschöpft werden und der Vorgang mittels der schriftlichen Erklärung etc. verschleppt werden und die Befürworter ausgetrickst werden sollen, wird durch dieses Verhalten untermauert.

Denn die schriftliche Erklärung von Ihnen und dem Förderverein wird in der Öffentlichkeit unseren Informationen nach nicht wie wahrscheinlich erhofft als positiv angesehen, sondern kritisch hinterfragt. Zudem hat Herr Schnüll öffentlich auf Nachfrage erklärt, dass Ihnen - dem Förderverein - einige Passagen geradezu aufgedrückt worden wären.   
Wir erwarten deshalb bis zum 19. Mai 2010 um 12.00 Uhr durch Zustellung beim Fraktionsvorstand eine rechtsverbindliche Aussage von der Verwaltung über die Behandlung unseres Antrages bzw. dessen Aufnahme in die Tagesordnung des Rates am 20Mai 2010.

Abschließend erlauben wir uns noch den Hinweis, dass dieses Rechtsverschulden, nicht der erste Vorgang eines nicht vorschriftsmäßigen Agierens Ihrerseits darstellt.  Wie Sie wissen ist unter anderem, unser Antrag zur Einrichtung einer Gesamtschule, erst durch mehrmaliges  Anmahnen in der chronologischen Auflistung der Anträge korrigiert und an den Anfang gesetzt worden.
Was bei jedem Wirtschaftsunternehmen, ja selbst bei Vereinen in vergleichbaren Situationen üblich ist, nämlich die Umsetzung der Vorschriften, sollte auch in dem Dienstleistungsunternehmen der Stadt Lage umsetzbar sein.

Eine korrekte, den Vorgaben der GO und der Geschäftsordnung des Rates entsprechende Arbeitsweise sollte nicht nur, sondern muss sogar die Basis sein, auf die die Politik und der Bürger vertrauen können und nicht eine von Arbeitsweise, die von willkürlichen Handlungen einzelner Personen bestimmt wird.  
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